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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 40. 


(Ir. 4092.) Verordnung wegen Bildung der Erſten Kammer. Vom 12. Oktober 1854. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, im Verfolg des Geſetzes vom 7. Mai 1853. (Geſetz-Sammlung 
Seite 181.), betreffend die Bildung der Erſten Kammer, was folgt: 


8 


Die Erſte Kammer beſteht: 

1) aus den Prinzen Unſeres Königlichen Hauſes, welche Wir, ſobald ſie 
in Gemaͤßheit Unſerer Hausgeſetze die Großfaͤhrigkeit erreicht haben, in 
die Erſte Kammer zu berufen, Uns vorbehalten; 8 

2) aus Mitgliedern, welche mit erblicher Berechtigung, 

3) aus Mitgliedern, welche auf Lebenszeit von Uns berufen ſind. 


i §. 2. 
Mit erblicher Berechtigung gehoͤren zur Erſten Kammer: 
1) die Haͤupter der Fuͤrſtlichen Haͤuſer von Hohenzollern = Hechingen und 
Hohenzollern » Sigmaringen ; 


2) die nach der Deutfchen Bundes-Akte vom 8. Juni 1815. zur Stand⸗ 
ſchaft berechtigten Haͤupter der vormaligen Deutſchen reichsſtaͤndiſchen 


Häufer in Unſeren Landen; 


| 3) die übrigen nach Unferer Verordnung vom 3. Februar 1847. zur Herren⸗ 
Kurie des Vereinigten 5 berufenen Fuͤrſten, Grafen und Herren. 


Jahrgang 1854, (Nr. 4092.0 ST Außer⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 17. Oktober 1854. 
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Außerdem gehören mit erblicher Berechtigung zur Erſten Kammer die⸗ 
jenigen Perſonen, welchen das erbliche Recht auf Sitz und Stimme in der 
Erſten Kammer von Uns durch beſondere Verordnung verliehen wird. Das 
Recht hierzu wird in der durch die Verleihungs-Urkunde feſtgeſetzten Folge⸗ 
ordnung vererbt. . 


\ $. 3. 


Als Mitglieder auf Lebenszeit wollen Wir berufen: 


1) Perſonen, welche Uns in Gemaͤßheit der folgenden Paragraphen praͤ⸗ 
ſentirt werden; i ö 


N die Inhaber der vier großen Landes-Aemter im Koͤnigreich Preußen; 


3) einzelne Perſonen, welche Wir aus beſonderem Vertrauen auserſehen. 
Aus denſelben wollen Wir „Kron⸗Syndiei“ beſtellen, welchen Wir wichtige 
Rechtsfragen zur Begutachtung vorlegen, imgleichen die Pruͤfung und 
Erledigung rechtlicher Angelegenheiten des Hauſes anvertrauen werden. 


H. 4. 
Das Praͤſentationsrecht ſteht zu: 


1) den nach Unſerer Verordnung vom 3. Februar 1847. zur Herren⸗Kurie 
des Vereinigten Landtags berufenen Stiftern; ; 


2) dem für jede Provinz zu bildenden Verbande der darin mit Ritterguͤtern 
angeſeſſenen Grafen, fuͤr je einen zu Praͤſentirenden; 


3) den Verbänden der durch ausgebreiteten Familienbeſitz ausgezeichneten 
Geſchlechter, welche Wir mit dieſem Recht begnadigen; 


4) den Verbaͤnden des alten und des befeſtigten Grundbeſitzes; 
5) einer jeden Landes⸗Univerſitaͤt; 
6) denjenigen Staͤdten, welchen Wir dieſes Recht beſonders beilegen. 


§. 5. 


Die von den Stiftern zu praͤſentirenden Vertreter werden von den Mit⸗ 
gliedern derſelben aus ihrer Mitte, die von den Univerfitäten zu praͤſentirenden 
von dem akademiſchen Senate aus der Zahl der ordentlichen Profeſſoren, die 
von den Staͤdten zu praͤſentirenden von dem Magiſtrate, oder in Ermangelung 

8 eines 
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eines kollegialiſchen Vorſtandes von den übrigen kommunalverfaſſungsmaͤßigen 
Vertretern der Stadt aus der Zahl der Magiſtrats-Mitglieder erwaͤhlt. f 


H. 6. 

Die näheren reglementariſchen Beſtimmungen wegen Bildung der Ver⸗ 
baͤnde des alten und des befeſtigten Grundbeſitzes — Landſchafts⸗-Bezirke — 
(H. 4. Nr. 4.) und wegen Ausuͤbung des Praͤſentationsrechts ($. 4. Nr. 1. bis 6.) 
werden von Uns erlaſſen. 


. 7. 


Das Recht auf Sitz und Stimme in der Erſten Kammer kann nur von 
Preußiſchen Unterthanen ausgeuͤbt werden, welche ſich im Vollbeſitze der bür- 
gerlichen Rechte befinden, ihren Wohnſitz innerhalb Preußen haben und nicht 
im aktiven Dienſte eines außerdeutſchen Staates ſtehen. 

Ferner iſt dazu — außer bei den Prinzen Unſeres Koͤniglichen 1 — 
ein Alter von dreißig Jahren erforderlich. 


GB: 


Das Recht der Mitgliedſchaft der Erſten Kammer erliſcht bei denjenigen 
Mitgliedern, welche in Gemaͤßheit der $$. 4. bis 6. praͤſentirt werden, mit dem 
Verluſte der Eigenſchaft, in welcher die Praͤſentation erfolgt iſt. 


§. 9. 


Das Recht der Mitgliedſchaft der Erſten Kammer geht außer den Fallen 
der HH. 12. und 21. des Strafgeſetzbuchs verloren, wenn die Kammer durch 
einen von Uns beſtaͤtigten Beſchluß einem Mitgliede das Anerkenntniß unver⸗ 
letzter Ehrenhaftigkeit oder eines der Wuͤrde der Kammer entſprechenden Le⸗ 
benswandels oder . verſagt. N 


$. 10. 


Wenn die Kammer mit Ruͤckſicht auf eine gegen ein Mitglied eingelei⸗ 
tete Unterſuchung oder aus ſonſtigen wichtigen Gruͤnden der Anſicht iſt, daß 
demſelben die Ausuͤbung des Rechts auf Sitz und Stimme zeitweiſe zu unter⸗ 
ſagen ſei, ſo iſt zu dieſer Maaßregel Unſere Genehmigung erforderlich. 


H. 11. 


Hat ein Mitglied der Erſten Kammer das Recht der Mitgliedſchaft 
(Nr. 40920 ver⸗ 
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verloren, ſo wird, falls dieſelbe auf erblicher Berechtigung beruht, wegen der 
Wahl eines anderen Mitgliedes der betreffenden Familie von Uns Beſtimmung 
getroffen werden. Wenn ein ſolches Mitglied in Gemaͤßheit der HH. 4. bis 6, 
praͤſentirt worden iſt, ſo werden Wir eine anderweite Praͤſentation anordnen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 12. Oktober 1854, 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
i v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗ Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
. (Rudolph Decker.) 


